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An unsere Leser.

Die vori e Nummer ver Verfassung ist

konfiszirt woZdenDa uns die Stelle, welche
man für strafbar erachtete, nicht bezeichnet
wurde, und da wir bei der sorgfaltigsten
Durchsicht der ganzen Nummer »keineStelle

auffinden konnten, welche wir fur den Grund

der Konfiskation halten könnten, so,war es

uns nicht möglich, unseren Lesern mit Fort-

lassung der angeschuldigten Ste»lle»eineneue

Ausgabe zukommen in lassen. Bis Jetzt haben
wir über das Schi sal der konfiszirten Num-
mer noch. keine Nachricht und

hoxfenwir, .daß
das Gericht die Beschlagnahme n cht·bestatigen
wird, so daß wir bald im Stande sein werden,
unseren Lesern die mit Beschlag belegte Num-

mer nachzuliefern
Was den Inhalt der konfiszirten Nummer betrifft,

so besprachenwir im Leitartikel die Angriffe, welche
die Redefreiheit im Abgeordnetenhause augen-
blicklich erfährt, und gaben unserer Ansichtdarüber
einen offenen Ausdruck. Jn dem Sprechsaal theilten
wir unseren Lesern wei Stellen aus früheren
Reden des Minister- Präsidenten und des

Herrn von Below mit, um zu zeigen, wie wenig
Grund die sogenanntekonservativePartei hat, die Aus-

lassungen der liberalen Partei im Abgeordnetenhause
in irgend einer Weise als ni t wünschenswerthoder

nicht pa send zu bezeichnen Au erdem hatten wir un-

seren Leserndie Gründe entwickelt, welche eine Ver-

Wekf,UUgder geforderten Marineanleihe noth-
wendig machten

So weitdek»JI1haltder einzelnenArtikel. Einer der-

xelbenenthalt»»1n0gllcherWeiseirgendeine Stelle, die man

ür strafbarhakt, und wirkönnen daherhier nur kurzden

Jphaltandeuten; was die politische Wochenschau be-
tktssh so werden wir das Wesentlicheaus derselben,um

unsere Leser auf dem LAUfEUdSUzu erhalten, in unsere
diesmaligeWocheuschauaufnehmen.

Wir hoffen, unsere Leser werden uns den Umstand,
daß sie augdiese Weise eine Nummer unseres Blattes

weniger er alten, nicht surLast legen, sondernüberzeugt
sein, daßwir stets bestre tsind, durch strenges Inne-
halten der gesetzlichen Schranken eine Beschlagnahme
zu vermeiden. Geschichtdies dennoch, wie in der vori-
gen Woche,so liegt darin«ein Beweis, wie auch bei
der großtenSorgfalt in dieser Beziehung ein Verstoß
gegen die Ansichtender Behörden nicht immer zu ver-

meiden ist, und bitten wir deshalb unsere Leser, uns

ihr Wohlwollentrotzdemferner auch zu erhalten.
Wir machendarauf aufmerksam,daßdas Abonne-

ment für das nächsteVierteljahr bei der Post
bis zum 25. dieses Monats erneuert werden

muß, wenn eine regelmäßigeZusendung des Blattes
gesichertwerden soll.

Kluge Politik.
Es liegt uns die Nr. 23 des Amtsblattes der Kö-

niglichenRegierung zu Marienwerder vor. In diesem
Blatte ist die erste Hälfte der Rede abgedruckt, welche
der Ministerpräsidentvon Bismarck, bei Gelegenheit der

Verhandlung über die Regierun svorlage wegen der

Bewilligung einer Anleihe von zanMillionen Thalern
für Marinezwecke,in der 61sten Sitzung des Abgeord-
netenhauses gehalten hat. — Als wir den Abdruck die-

ser halbirten Rede lasen, da fragten wir uns: warum

giebt man denn dem Volke nur die erste Hälfteder

Rede zu lesen? Die Frage ist einfach, aber die Ant-
wort noch einfacher. » ,

Die Freunde des Herrn von BismarckiVlellekchter

selbst,werden auf den ersten Theil femek ASUßeVUIIgeU
wahrscheinlichstolzer ewesen sem, als auf denzweiten,
und mehr gewünschtgaben,diesen»erstenTheil zu ver-

breiten, als den zweiten. Holen wir deshalb nach, was-

das angeführteamtliche Blatt versäumt hat, Herr-
von Bigmakck sagte damalsFolgendes:

» »

»Wie Sie sich mit Ihren Wählerndarüber abfin-
den, das ist«JhrkkS»ache;ich glaube, daß das so schwer
nicht ist, das Gewahltwerden Wenn man versprechen
kann, so kann man auch gewähltwerden.



Jn allen Schichten unserer Bevölkerungliegt eine

gewisseTrägheitzur Erfüllung der Pflichten, o ne de-
ren Erfüllung ein großerStaat eben nicht estehen
kann; in allen Schichtendient man nicht gern so lange
als man muß; kann man sich dem entziehen, giebt es

Behörden,die ein Auge dabei zudrücken,fo sucht man
es loszuwerden Geschmulggeltwird in fast allen Stän-
den, besonders vom wei lichen Theil der Bevölkerung,
ich schließedaraus, daßSteuern nicht aus Patriotismus,
sondern aus Zwang gezahlt werden.

Die meisten Wähler werden sichselbst kaum ein Ur-

theil darüber beilegen, ob eine Armee mit einem Dienst-
jahre weniger bestehenkann oder nicht, ob der Staat
mit etwas weniger oder mehrSteuern auskommen kann
oder nicht; jedenfalls aber würden sie es gern sehen,
wenn das möglichwäre. Stellt ihnen das als Wahl-
Kandidat ein gebildeter, ihnen an Einsichtüberlegener
Herr vor, und gar ein KöniglicherBeamter, der ihnen
sagt: man täuschtEuch abscheulichdarüber, es ist eine

vortrefflicheArmee mit zweijährigerDienstzeitmöglich,
der Staat könnte mit sehr viel weniger Steuern beste-

en, Jhr seid überbürdet,so leuchtetdas den Leuten ein,
ie sagen, der Herr sprichtgut, unsereWahlstimmekostet

uns nichts, wir wollen es damit versuchen,schaffter,
was er sagt, so ist es gut, kann er es nicht schaffen,so
wird er wiederkommen und sagen, es ist noch nicht ge-
lungen, aber zweijährigeDienstzeit müßt Ihr haben.
Das Vertrauen der Bevölkerun zur Weisheit des Kö-

ni s ist groß enug", daß sie si sagen , sollte das Land

dabeizu Grun e gehen oder wirklich in Schaden kom-

men, so wird es ja der Könignicht leiden«
Also das Gewähltwerdenist nach Herrn von Bis-

marck nicht schwer, wenn man nur versprechenkann.

Außerdemsoll unsereBevölkerunglässigin der Erfüllung
ihrer Pflichten sein. Die meisten Wähler,meint er fer-
ner, haben kein Urtheil darüber, wie lange die Dienst-
zeit im Heere zu dauern hat. Wir, die wir vor dem
Verstand und der Pflichttreueun eres Volkes die größte
Achtung haben, fühlenuns verp ichtet, hiergegen feier-
lich Protest einzulegen.

Noch niemand hat bisher dem PreußischenVolke
die Beschuldigung in das Gesichtgeworfen: ,,es sei
träge in der Erfüllun der Pflichten« Wie lange
ist es denn her, daß die hinter dem Herrn von Bismarck

stehende Partei fkein geläufigeresWort kannte, als:

»der König rief, und Alle, Alle kamen«, und
von diesem selbenVolke agt man jetzt, es sei träge in
der Erfüllung seiner P ichten Die Sache ist aber

ganz einfach. Man ärgertsichdarüber,daß·unferVolk

verständiggenug ist, um sichselbstein Urtheilüber seine
Pflichten zu bilden und nicht jedeHandlung,die man von

ihm verlangt, als

nothwendigzum Heil des Staates anzu-
erkennen. Es wählt eine Vertreter nach eigener Ueber-

zeugung, damit dieseni t dulden, daßihm irgendwiezuviel
aufgebürdetwerde. Un es hat Recht mit dieserVorsicht,denn es kennt sehr wohl den alten Spruch: »Wenn u

den Frieden willst, erhaltedichkrie sfähig.«Es hat diesen
Spruch stets vor Augen, es weissehr wohl, daßman

im Frieden die Kräfte für den Krie sammeln muß
um denselbenbestehen zu können. as gehörtdemE
aber zum Krieges»Vorallen Dingen dochGeld- und
MenschenkrafteDiese müssenaufgespartwerden, um
im Kriege vorhandenzu sein.

Vach diesenGrundsätzenhat das Volk bisher

ewaglt
und ist sich dabei seines Zweckes wohl

ewu tgewesen. Es ist wirklich nicht so un-

wissend als Mancher es gern sich selbst und

Anderen einreden möchte und es ist sich seiner
Pflichten stets bewußt und nie lässig in dek
Erfüllung derselben gewesen.

Am ernstesten müssenwir aber der Unterstellung
widersprechen,als ob das Volk seineAbgeordnetenwähle
in»der Aussicht, daß die Stimmen der Abgeordneten
keinen Einfluß auf das Geschickdes Landes hätten,wie
solchesja»in der Rede des Herrn von Bismarck an-

zedeutetist. Sol e Hoffnungen kennt unser Volk nicht.
s wahlt nach be ter Ueberzeugungdie"enigen,welchen

es das Vertrauen schenkt, daß sie Einsichtin die Be-

dürfnisseunseres Vaterlandes haben. Hinterhalte und
Rücksichtenkennt das PreußischeVolk nicht, es hat von

je her treu zu seinenErkorenen gestanden und wer sein
Gebäude auf der Hoffnung eines etwa bei unserem
Volke möglichenWankelmuthes zu errichten gedenken
sollte, der wird noch früh genug zu seinem Schaden
erfahren müssen,daß er einen unsicheren Bau rund
gewähltBat Sein Haus wird vom ersten S rme
wie ein artenhaus weggeblasen werden.

Politische Wucher-schau
Preußen Das Hauptereignißder vorigenWochewar die

allerdin s vorausgeseheneAblehnun der gefordertenMarine-
Anlei e von 10 Millionen. Die erhandlungenbeschränkten
sich wesentlichauf die politische»Seiteder Frage, ohne daß
jedochvon Seiten des Ministeriums dem Haufe eine neue

Aufklärungüber die Stellung Preußens m der schleswig.
holstein’schenFrage gegebenwurde. Die ganze Verhandlung,
und ganz besonders die Zähigkeit,mit welcher die Re ierung
an der Bewilligung der Anleihe festhielt, und sogar sichzu-
frieden erklärte, wenn man sie eventuell,d. h. nur für den

Fall bewilligenwurde,daß Preußen sich in den Besitz von

Kiel setzt, ließ den Eindruck zurück,als ob es der Regierung
vor Allem darauf ankomme, durch irgend ein Votum der

Volksvertretung eine Unterstützungbel ihrem Auftreten sin
der schleswig-holstein’schenAngelegenheitzu erhalten. Diese
Wahrnehmung ist, wir können es uns nlcht·verhehlen,eine

erfreuliche,denn sie zeigt uns, wie keine- egierun in einem

konstitutionellenLande sichder Erkenntnißverschließenkann,
daß sie in allen Dingen der Unterstützungder Volksvertre-
tung dringend bedarf. « ·

Das gleicheBestreben der ReglekUZIg,auf ir end eme

Weise eine Billi ung der in der schleswlgsholstein’sen Frage
befolgten Politi vom Abfgeordnetenhausezu erlangen- trat
in der Debatte über die rtegskosten-Vorla e der Re-

gierunghervor. Auf den Antragder Kommis VU Wurde

auch dieseVorlage von der Majoritätder Kammer abgelehnt,
da das Abgeordnetenhauswahrend des budgetlosenZustandes
überhauptkeine Gelder zu außerordentlichenAusgaben be-

willi en könne«
»

as Gesetz über den Staatshaushaktka das Jahr
1865 wurde vom Abgeordneteuhaue im Ganzenso angenom-



men wie e aus dengewilligung der einzelnenPosten,
deneiidas seine Genehmkgungertheilt hat, ergiebt.
Währendin dem von der Regierungvor elegtenEntwurfe

Einnahmeund Ausgabe leich waren, s ließt der vom

Hause angenommene tat mit einem Uebersrhußvon

etwa sieben und«eine halbe Million Thaler ab.

Die konservativen Abgeordnetenhaben einen Antrag ein-

ebracht, nach»Welchemdas Haus auf den Antrag von 15

itgliedern uber einen Ordnungsruf gegen einen Redner

befcherßeUkann. Die Geschäftsordnungs-Kommissionhat
die eMfclcheVerwerfungdieses Antra es, welcherdie Befugnisse
des Präsidenteneinschränkt,beschlossen-

Der Schluß des Hauses wird in den nächstenTagen
erfolgen, wahrscheinlichhat er schon stattgefunden, wenn

unsere Leser das Blatt erhalten.
Das Herrenhaus hat in den letzten Tagen eine große

Anzahl von Gegenständenerledigt. Jn seiner letztenSitzung
hat es sichmit dem frühermitgetheilten Antrage der Herren
v. Below und Genossen auf eine Deklaration des Art. 84.

der Verfassun beschäftigt.Man hat aber wohl eingesehen,
daß eine Ver assungsänderungzur Beschränkungder Rede-

freiheit im Abgeordnetenhausejetzt nicht dur führbarist, und

deshalb hat man von diesem Antrage Ab tand genommen;
das Haus ist einem Antrage des Herrn v. Waldaw bei-

stretemdie Regierung zu ersuchen,innerhalbder bestehenden
esetze Vorsorge zu treffen, daßBeleidigungen

und dergl.
auchdann den Strafgesetzen unterworfen ind, wenn sie»von
Mit liedern der Häuserdes Landta es ausgehen. Der Minister-
präident hat die Erfüllung des nnsches zugesagt. Bei der

Debatte mußten die armen Zeitungen viel leiden, sie sollen
alles Unheil verschulden.

Man sprichtjetzt sehr ernstlichvon dem bevorstehenden
Rücktritt des Jnstizniinisters, doch dürfte dieselbeschwerlich
vor dun- Srhluß -der..Kamme-session erfolgen» Wie es heißt,
soll derselbenach der Pensionirung des hochbetagtensKan lers

von Zander, Kanzler des KönigreichsPreußens werden. ller-

dings wird diesesGerüchtvon offiziöserSeite als grundlos
bezeichnet,aber der Glaube an die Richtigkeitdesselbenkann

dadurchnichterschüttert
werden.

Außerdem ieß es auch in den letzten Ta en, daß der

Kriegsminister,Herr von Roon, sein Portefeui e niederlegen
werde. und daß der

bisherüsskChef des Militair-Kabinets,
der GenexabAdjutantvon anteuffel, u seinem Nach-
folgerbestimmt sei·-Wir geben diesesGerü t einfachwieder,
ohne daß wir seine Richtigkeitanerkennen wollen.

Ein Streit, »welcherim Abgeordnetenhausezwischendem

Ministerprasidenten und dem Abgeordneten, Professor
Dr. Virchow, stattgefunden, hat eine anz un ewöhnliche
Ausdehnungerlangt, indem Herr von ismarclvon dem

Dr. Virchow die Zurücknahmeder angeblich beleidigenden
Aeußerun oder die Annahme eines Duells verlangt hat.
Pirchow at die erausforderungniigangenommen, und sind
Ihm tu Fol e desen, nicht nur aus erlin, sondern auchaus

aIIdMUT eilen des Landes« eine großeAnzahl von Zu-
ltImmUUSSadressen zu ekommen, welchennochfortwährend
kmderigleichenJnhalts Folgen.Einer Deputation, welche
Ihm ,emesplche.Adkelseüberreichte,erklärte er, daß ihm diese
ZUstImmUnSemk aufrjchtigeBefriedigung gewähre.Zwar
lJabe es UkchtIU iemer Absicht gelegen, diese An-

izelegenh»el«t»loauf den offenen Markt zu tragen;
nFchPeMdlessedokhskskilchkfhenzkönne er sichnur freuen,das
richtigeVerstandtklßTe UU Volke zu sinden. Er fühle
sichIed·ochverpflichtet-auszusprechen,daß, wenn er auch
m t M feiner dem Volke »VMUtwortlichenStellung als
Abgeordnetersichbefundenhatte, er doch niemals auf

ein Duell ein egangen sein würde, weil er es

endlich an der eit halte, daßJedermann sich ver-

pflichtet finde, zur Unterdruckung dieses alten Vor-

urtheils beizutragen. Wenn nun durch derartigemassen-
hafte Zustimmungen aus dem Volke selbst»Kundgebungen
in glei em Sinne zu Tage treten, so sei er überzeugt,daß
damit ein wesentlicherSchritt auf dem Wege der Emanzipation
von ·enem Borurtheil gethan sei, und deßhalbbe rüße er

diesel e mit doppelter Freude. Die Bürgerschaftdurfe aber
hiernach vertrauen, daß er von diesem Standpunkt nicht
weichen werde.

S keswig-Holstein.· Die Einberufung der Stände voll

1854 it jetzt von Oefterreichzugestandenworden, dochsollensie
nur zu dem Zweckezusammentreten,um das Wa lgesetzvon

1848 anzunehmen, kmdWahlenauf Grund de elben aus-

schreiben. Es ist·mitder »Einigungüber diesen Punkt aber

noch keineswegs eine vpllstandigeEini ung zwischenPreußen
und

Oesterreich
uber die ferneren Schrittein der schleswig-

holstein’chen Frage»erzieltworden. Man rechnete darauf,
daß bei der personlichenZusammenkunft beider Monarchen
in Karlsbad endlich eine feste Vereinbarungin dieser Be-

ziehun getroffenwerdenwürde, dochhat sich ieseZusammen-
kunft Fürserste wieder zerschlagen,da die Spannung zwischen
Oesterreich»undPreußennach allen darüber vorliegenden
Berichtenwieder einen sehrhohen Grad erreichtzu haben scheint.

Der Großherzogvon Oldenburg hat seine Ansprüche
auf den

Thron
der Herzogthümervon Neuem geltend ge-

machtund eine Sache, wie es

Escheint,in Berlin persönlich
betrieben. Er wollte zu diesem wecke auch nach Wien ge-
hen, doch hat er diese Absichtauf«egeben.Mö lich, daß er

von dort von vornhereinbenachri tigt worden ist, daß seine
Bemühungenvergeblichsein werden. Ueber die Resultate
seiner Verhandlunen in Berlin liegen die verschiedensten
Berichtevor. Nacheiner von Wien aus verbreiteten Nach--
richt sollver»die HerzogthünierSchleswig-olstein mit voller
Souveranitat erhalten, und dafür sein bis eri es Land, das
Großherzogthuin Oldenburg, an Preußenabtreten.
Von anderer Seite wird dagegen versichert, er werde den

Thron der
Herzogtåhümer

unter den von Preußen in einer

Depeschean das iener Kabinet niedergeleHgtenBedingungen,
welchewir seiner Zeit besproclgenhaben, esteigen, und an

Preußen nur ein kleines, an en Jadebusen grenzendes Stück
Land, sowie die Grafschaft Birkenfeld,abtreten.« Eine dritte

Nachrichtendlich sprichtdavon, daß Preußen dem.Groß-
herzog von Oldenburg seine Ansprüche auf Schles-
wi -.Holstein»für Geld abkaufen werde. Auf jeden
Fa scheinenbei all diesen Verhandlungendie Ansprüchedes

HerzogsFriedrichganz außerAcht gelassenzu sein. Aller-

dings soll die«Prufun seiner Ansprüchedurch die preußi-
schen Kronjuristen dieselbenals sehr zweifelhafthin estellt
haben, aber das Urtheil der preußischenKronjuristen isldoch
nicht für alle Welt maßgebend. .

,

Ueber die Angelegenheitdes Kieler Hafens gehen die Nach-
richten gleichfallssehr auseinander. zWähkeUdalle Maßregeln
der preußischenRegierung darauf hmPeUteUidaß lIe mit der

Verlegung der Marinestatiownach KielErnst machen will,«
wird von anderer Seite verbreitet,daß eine Herstellungdauern-

der Einrichtung bei Oesterreichauf den entschiedenstenWider-

stand stoßenwerde.
«

Bayern Die Regierung hat bei den in Münchenstehen-
den Regimentem so starkeBeurlaubunen eintretenlagåmdaß jetzt dort die Kompagnienur 15 ann stark ist. ir

wissen nicht, ob solcheBeurlaubungeniin ganzen
Lande statt-

efundeu haben, aber auf jeden Fall ha en wir hier einen

Beweis,daß selbst unter den Fachmännerndie Ansichtenüber



die Nothwendigkeiteines großenPräsensstandes weit aus-

einander gehen.
Oestetreich. Der Kaiser ist in Ungarn gewesen

und dort mit großemInbel empfangen worden. Vielfach
knüpftman daran die Hoffnung auf eine endlicheBeilegung
der Streitigkeiten mit Ungarn, doch dürftedieselbe an dem

hartnäckigenWiderstande der Ungarn gegen eine Gesammt-
Volksvertretung des ganzen Kaiserstaates scheitern. Die Un-

garn wollen ihre eigene Verfassun und ihren eigenen Land-

tag, über welchemkein anderer ste)en soll, beibehalten.
Wie es scheint, erwartet man in einigen Grenzdistrikten

in Tyrol und im Venetianischeiieinen neuen Aufstands-
verfuch der italienischenPartei. In Venedig hat man eine

sehr bedeutende geheimePulverfabrik entdeckt. Dazu kommt,
daß aus England die Nachrichtvon einer beabsichtiten Ex-
peditionGaribaldi’sangelangt ist, als deren·Ziel enetien

bezeichnetwird. Unter solchenUmständenscheint an eine
Reduktion der in Venetien stehenden Armee nicht zu denken

zu sein, und dennoch lie en ofsiziöseNachrichten aus Wien

vorz welcheeine solcheV aßregelnicht allzu univahrscheinlich
erscheinenlassen. Man denkt dort, wie aus diesen Nachrich-

tenchhervorgeht,sehr eifrig an eine Aiissöhnungmit-demKönig-
rei

dieser Versöhnung das Siegel durch die Vermählung des

Kronprinzen von Italien mit einer österreichischenErzherzogin
auf edrückt werde. Der Grund von dieser Aenderung der

Ansichtenin Wien scheintdas Bestreben zu sein, die volle

Aufmerksamkeitwieder den deutschenVerhältnissenzuwenden
zu können,da man sehr besorgt auf jede möglicheAusbrei-

tung des preußischenEinflusses in Deutschland blickt.

Frankreich. Die Stimmen, welche eine Zurückberufung
der französischenTruppen aus Mexiko verlan en, werden im-
mer lauter. Im Abgeordnetenhausjzist die e Rückberusfung
von Thiers bei Gelegenheit der udget-Debatte sehr ein-

dringlich befürwortet worden. Dennoch verlautet, daß die

Regierung von Neuem 50,000 Mann dorthin schickenwerde,
um den schwankendenThron des Kaisers Maximilian zu
stützen. (Wenn dazu noch Zeit ist!)

Die Kaiserin hat ihre Regeiitschaftdamit

beschloser,daß
sie alle bis dahin aus esprochenenVerwarnungen au gehoben
hat. Bei den Verhan lungen, welche im gesetzebenden Kör-

per stattfanden, haben die Redner der Oppositionsichsehr
entschieden ge en die fortdauernde Vermehrung der Staats-

schulden aus sprochenMan wünschtvielseitigeine Vermin-
derun der sctkhendenArmee auf zwei Drittheile ihres jetzi-
gen estandes.

Italien. Die Verhandlungen zwischendem Königreich
Italien und dem Papste nähern sich, was den kirchlichen
Theil derselben anbelangt, ihrem Ende. Es dreht sich nur

noch um eine einzige Frage, um die Form des Eides, welchen
die Bischöfein dem Köni reich künftighinleisten sollen. Es

ist keinem Zweifel unterworsemdaß eine Verständigungdarüber

fehl-«bald erzielt Werden wird. Wie es aber mit den politi-
schen Verhandlungen, deren Führung nicht mehr abgeleugnet
wird, steht, darüber herrschtnoch ein tiefes Geheimniß.

England. Die amerikanischeRegierung hat an das

englischeKabinet- sehr energischeNoten wegen der Be ünsti-

gun en gerichtet, welche den Kaperschiffeiider Rebellen taaten

zu heil eworden sein sollen. In Folge dessenhat·jetztdie

englische egierung den Beschlußgefaßt,kein Kriegsschiffder

Rebellenstaatenmehr als Kriegsschiffanzuerkennen, so daß
dieselben jetzt in keinem brittischen Hafen mehr anlegen kön-
nen. Man hätte einen solchenBefehl schon vor längerer

Italien, und trägt sich sogar mit der Hoffnung, daß-

Zeit erwarten müssen,da dadurch allein dek SM- e-
welchedie Rebellen trieben, ein Ziel zu setzenwar.

auber h

Nord-Amerika. Der ehemaligePräsidentder Rebellen-
staaten, Jeflferson Davis, ist mit noch mehrerenMitglie-
dsrn der «ReNeu-Regierungdes ochverrathseingeklagtUnd
durfte seine Verurtheilung um ode wohl mit Sicherheit
zu erwarten stehen. Der rozeß gegen die Mitschuldien
des MördersBooth dauert noch immer fort. in dike et

Beweisfür die Mitwifsenschaftdes Iefferson Davis hat sich
noch nicht gefunden, doch ist der allgemeineEindruck entschie-
den ein solcher,daß man an eine Aufmunterung,wenn nicht

Rradezu
an eine direkte Aufforderung Seitens der Rebellen-

egierungoder dochihr nahe stehenderPersonen glauben muß.
Inzwischen hat der Präsident eine Amnestie erlassen,

welche jedoch nur die unteren Klassen der Gesellschafttrifft.
Eine solcheTrennun könnte vielleichtAnstoßerregen, da sie
die Begnadigung ni t als Regel, sondern als Ausnahme ek-

scheinenläßt, allein das ist geradedie Art von Amnestie,
wie sie sich die Rebellen durch die letzte scheußlicheSchand-
that bereitet haben. Wäre nicht Lincoln unter dem Streiche
des südlichenMörders erlegen, so würden die Rebellen eine

bessereArt von Amnestie erlangt haben — die Milde würde
vorgewaltet haben, die Strenge in den Hintergrund-,getreten
sein. Ohne Zweifel würde Lincoln damit eine starke und

heftige Opposition im Norden erweckt haben, und das würde

nicht das einzige Unglückgewesen sein. Die zu große
Milde würde die unentbehrliche Vorbedingung
einer ersprießlichen Reorganisation des Südens,
die gründliche Vernichtung der Aristokratie des

roßen Grundbesitzes zerstört haben. PräsidentJohn-sonist durch seinen Erlaß sowohl dem natürlichenRechtsge-
fühl des Volkes, als den Erfordernissen einer die letzten Ziele
in’s Au e fassenderr Staatsweisheit-und seinem eigenen bün-
digen rogramm gerecht geworden.
eigentlichenVerführten,der armen Teufel, die zum Militär-

dienst gezwungen wurden, oder sonst an der Rebellion Theil
nahmen, weil sie den Sinn und die Tragweite derselbennicht
begriffen, läßt Präsident Johnson Gnade vor Recht ergehen,
nicht aber zu Gunsten der Anstifter Leiter und Führer der
Rebellion, nicht zu Gunsten eidbrüchigerDeserrenre aus dem
Militär- oder Staatsdienst des Bundes, nicht zu Gunsten
der Scheusale,welchedas Völkerrechtmit FüßenLgetretenha-
hen, nicht zu Gunsten der reichen Pflanzen llen diesen
wird zwar die persönlich-eAUMfUUgder Gnade vorbehalten,
und solcheGnade wird ihnen, Falls sie aufrichtige Reue zei-
gen und die Würde und Interessender Republiknicht darun-

ter leiden, gewährtwerden; aber als Gesellschaftsklassenwer-

den sie nicht amnestirt.
Mexiko. Einen deutlichen Beweis für die geringe Hoff-

nung, welcheKaiser Maximilian selbst für den Bestand sei-
nes Reiches hat, liefert die Thatsache,daß er 300,000 Frks.
nach Triest geschickthat, um sein LustschlvßMitamÆ--wie-
der in Stand zu setzen.

Briefkaften.
. errn . L. in ?, früher in W« Wir bitten Sie um

nochikiialigeZlngabeIhrer Adresse,da Ihr letztes Schreiben
verloren gegangen ist.

»

errn E. K. in S. eklamiren

Sie nur das Blatt bel der Post, welchejede Yestellungan-

nehmen muß. Eine ZUfendungvon hier wurde entweder

verhältnißmäßigsehr bedeutende Kosten mache»noder sehr
lan sani gehen. Jm Uebrigenbesten Dank fur Ihre Be-

mühungen

—-

Druck und Verag von Franz Duncker in Berlin. — Verantwortlicher Redakteur und herausgeben Dr. G. Lewinstein in Berlin.

Nur zu Gunsten der .-


